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Wer spaltet, dient nicht dem
föderalen Gedanken und trägt
nicht zum Einen eines politi-
schen und sozialen, höheren
Ganzen bei.

Die Interpretation von Fö-
deralismus liest sich leicht und
ist für jedermann verständlich
dargestellt.

Wesentliche Elemente des
Föderalismus sind die Betonung
der Eigenständigkeit von Ein-
zelverbänden (z. B. Gemeinden)
und sind ein Mittel der bündi-
schen Einung politischer und so-
zialer Teile eines Staates zu ei-
nem „höheren Ganzen“.

Es dient der Zusammenfas-
sung (Integration), nicht der
Entzweiung.

Mit der neuen, föderalen Be-
wegung werden die Länder in
die Pflicht genommen, in ihren
eigenen staatlichen Strukturen
diesen Leitgedanken zu leben.
Chance und Verpflichtung ver-
bergen sich gleichermaßen hin-
ter den neuen Strukturen.

Wir haben die Chancen er-
kannt!

Die Gewerkschaft der Polizei
hat an der Entwicklung bei der
Föderalismusreform maßgeb-
lich mitgewirkt und wird in den
kommenden Monaten und Jah-
ren kraftvoll für eine positive
Entwicklung hier in Hessen
kämpfen und streiten.

Wir wollen einen, nicht spal-
ten!

Kämpfen für soziale Gerech-
tigkeit ist in unserem Land keine
Frage von „Krieg oder Frieden“;
es bedeutet aus unserer Sicht die
Verpflichtung, sich rückhaltlos
für unsere Kolleginnen und Kol-
legen einzusetzen.

Qualifizierte Beteiligung an
der Entwicklung hat Innenmi-
nister Volker Bouffier der GdP
versprochen. In den kommen-
den Wochen und Monaten wer-
den wir in konkrete Gespräche
mit der hessischen Landesregie-
rung einsteigen und bereits im

März bei einer ersten Arbeitsta-
gung die Ernsthaftigkeit dieser
Aussage einer Prüfung unterzie-
hen.

Gleiche Arbeitszeit, gerechte
Entlohnung!

Abweichend vom föderalen
Gedanken hat die hessische
Landesregierung einen guten
Start in eine verantwortungsvol-
le Weiterentwicklung unseres
Landes verpasst. Die Spaltung
zwischen Tarifbeschäftigten und
Beamtinnen und Beamten ist er-
folgt und wird derzeit kompro-
misslos gegeneinander ausge-
spielt.

In der Frage der Wochenar-
beitszeitgestaltung werden sich
weder die Gewerkschaften noch
die Beschäftigten bei der Polizei
auseinanderdividieren lassen.

15 Länder sind beispielhaft in
die Gestaltung der neuen fö-
deralen Strukturen eingestie-
gen, haben gemeinsam einen
Kompromiss gesucht und zu ei-
nem tragfähigen Abschluss ge-
funden.

Spielraum für die eigenen,
länderspezifischen Probleme ist
genutzt worden, aber eine Spal-
tung ist mit gewerkschaftlicher
Überzeugungskraft und politi-
schem Willen verhindert wor-
den.

Bereits 2007 beginnen Vorbe-
reitungen struktureller Verän-
derungen!

Ohne die Erfahrungen der
letzten Jahre, die einen partner-
schaftlichen Umgang mit der
hessischen Landesregierung
einseitig ausgeschlossen hat,
müssten wir heute die Aussage
von Innenminister Bouffier
nicht als Damoklesschwert be-
zeichnen.

„Bis 2008 bleibt es so, da-
nach wird der Landtag neu zu-
sammengesetzt und dann wird
neu entschieden. Und nach al-
lem, was ich sehe, wird das Sys-
tem der Altersversorgungen so-
wohl im Bereich der Beamten,
als auch der Angestellten nicht
so bleiben – auf Dauer – wie das
heute ist.“

Nicht nur Altersversorgung
und Lebensarbeitszeit, auch die
Frage der Gleichbehandlung
von Tarifbeschäftigen, Beamtin-
nen und Beamten, der Frage
nach einer veränderten Besol-
dungsstruktur, dem hessischen
Beihilfewesen und die Prüfung,
ob dezentrale Einstellungen be-
stehende Probleme lösen kön-
nen, werden das Gesicht der
hessischen Polizei verändern.

Mit dem Leitgedanken einer
gesunden föderalen Entwick-
lung wird die GdP Hessen quali-
fiziert diskutieren, streiten und
eigene Konzepte vorstellen – mit
dem Ziel zu einen!

Lothar Hölzgen
(stv. Landesvorsitzender)
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● Einführung der
42-Stunden-Woche

● Kürzung des
Weihnachtsgeldes

● Streichung des 
Urlaubsgeldes

Föderalismus – einen oder spalten?

Lothar Hölzgen
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Seit November 2006 tagt
die Projektgruppe „Bereit-
schaftspolizei“. So weit, so
gut. In einer ersten Veröf-
fentlichung im IntraPol war
zu lesen, dass es um die
Fortentwicklung der BePo
geht und um eine Überprü-
fung der Organisations-
struktur – bei größtmögli-
cher Transparenz gegen-
über den Betroffenen!

Soweit ist das auch für den ge-
neigten Leser verständlich,hatte
man doch kurz zuvor die Ergeb-
nisse der AG Personal veröf-
fentlicht, deren Berechnungen
zunächst die sieben Flächenprä-
sidien betreffen. Wie weiter zu
lesen ist, sind das PTLV, die HPS
und das HLKA evaluiert wor-
den. Dazu möchte der interes-
sierte Leser nichts hinterfragen.

Gleichzeitig ist zu lesen, dass
die BePo an sich nicht auf dem

Prüfstand steht – also auch die
Standorte erhalten bleiben. In
einer weiteren Veröffentlichung
ist von Datenerhebungen die
Rede, die die Grundlage für die
Arbeit der Projektgruppe dar-
stellen. Klingt logisch! Natürlich
haben die Abfragen in den Ab-
teilungen für entsprechenden
Wirbel gesorgt. So ist zu lesen,
dass es nach wie vor um die Or-
ganisation der BePo mit ihren
Kernbereichen Einsatz und Aus-
bildung geht. Zu einem späteren
Zeitpunkt will man sich dann
den „Spezialeinheiten/Spezia-
listen“, die unter dem Dach der
BePo organisiert sind, widmen.

Resümee: Künftig soll also
die BePo folgende definierte
Ziele erfüllen und dabei:
● effektiver und effizienter den

Einzeldienst unterstützen,
● den eigenen Einsatzwert und

Ausbildungsstand steigern
und

● die Stabs-, Querschnitts- und
Serviceaufgaben optimieren.

AG Personal

LPP Norbert Nedela stellte
Ende Oktober 2006 die Ergeb-
nisse der AG Personal vor, die
eine „belastungsgerechtere Ver-
teilung“ des Personals der Poli-
zei in den sieben Flächenpräsidi-
en erarbeitet hatte. Zur Umset-
zung des Ergebnisses greift man
auf die Bereitschaftspolizei als
„Personalreserve“ zurück. So
werden im Jahr 2007 genau 114
Stellen den Präsidien Mittelhes-
sens und Südosthessens zuge-
schlagen. Zum Februar und Au-
gust 2007 gehen je 48 Stellen
nach Mittelhessen und 9 nach
Südosthessen. Und dies zusätz-
lich zu den bekannten Verset-
zungsterminen.

Zitat aus der Pressemeldung
LPP:„Die Verantwortung für die
Sicherheit der Bürgerinnen und
Bürger in Hessen und ganz prak-
tische Erwägungen führten zu
der Entscheidung, dass kein Poli-
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zeipräsidium Stellen abgeben
wird. Vielmehr behalten die Poli-
zeipräsidien ihre sehr gute Perso-
nalausstattung.“

Demnach sind die Flächen-
präsidien, die nach den Berech-
nungen der AG Personal zu viel
Personal haben, nicht von einer
Personalabgabe betroffen. Die
Bereitschaftspolizei verfügte
Ende Oktober 2006 noch über
einen geringen Personalüber-
hang nach dem Verwaltungsab-
kommen. Parallel dazu gab es
über 200 Dauerabordnungen,
die selbstverständlich nicht in
die Berechnungen der AG Per-
sonal mit eingeflossen sind. Hin-
zu kommen noch 21 Stellenstrei-
chungen durch die PVS.

Im Jahr 2007 wird neu gerech-
net und wir befinden uns im Vor-
wahljahr zu den Landtagswah-
len. Das in einem Vorwahljahr
naturgemäß keine politisch um-
strittenen Entscheidungen ge-
troffen werden, ist selbstredend!
Werden also wieder alle landes-
weiten Stellenbedarfe aus dem
Reservoir der hessischen Be-
reitschaftspolizei befriedigt wer-
den? 

Einsatzlagen:

Was tut sich sonst in der poli-
zeilichen Landschaft?

Es wurden zum Februar 240
Kollegen/-innen aus der BePo in
den Einzeldienst versetzt.
Gleichzeitig sind rund 240 Kol-
leginnen und Kollegen in die
Flächenpräsidien abgeordnet.
Nur 41 Studierende verstärken
die BePo.

Spürbare Folgen sind
Reduzierungen der
Einsatzeinheiten von
17 auf aktuell 12.

Legt man die oben beschrie-
benen Personalreduzierungen
im Bereich der BePo zu Grunde,
kann man feststellen, dass die

anstehenden personalintensiven
Einsätze wohl nicht in Gänze
mit den verbleibenden HBP–
Kräften bewältigt werden kön-
nen. Bereits das EU-Verteidi-
gungsministertreffen Anfang
März in Wiesbaden wird dem
Einzeldienst eine große Anzahl
an Einsatzkräften abverlangen,
ganz zu schweigen von der län-
derübergreifenden Lage „G-8-
Gipfel“ in Mecklenburg-Vor-
pommern im Juni.

Die bereits für den „G-8-Gip-
fel“ ausgesprochene Urlaubs-
sperre innerhalb der BePo
kommt einer personellen Ban-
krotterklärung gleich. Obwohl
man hört, dass die Beschäftigten
der BePo unisono und ohne
Ausnahme bereit sind, diesen
Einsatz  zu fahren. Auch ohne
Urlaubssperre. Insbesondere in
dem Zeitraum, in dem die Kräf-
te der BePo nicht verfügbar sein
werden, wird einiges an zusätzli-
cher Arbeit auf die Alarmhun-
dertschaften des Einzeldienstes
zukommen.

Zumindest sollen die Alarm-
hundertschaften, zusätzlich zu
den Regeldiensten mögliche
landesweite Einsatzlagen ab-
decken. Dabei wird angesichts
der ohnehin schon schmalen
Personaldecke der Polizeipräsi-
dien in Kauf genommen, dass
Polizeistationen und -reviere
während der Einsatzphasen per-
sonell zusätzlich ausgedünnt
sein werden.

Größere Einsatzlagen, die
sich über Tage oder gar Wochen
erstrecken, werden sich zudem
nicht unbedingt motivationsför-
dernd auswirken.

Die Einbindung von Alarm-
hundertschaften kann die Aus-
nahme, nicht jedoch die Regel
des polizeilichen Alltags sein.

GdP
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Es ist höchste Zeit, auf die ver-
fehlte Personalpolitik der CDU-
Landesregierung hinzuweisen.
Seit Ministerpräsident Roland
Koch aus der Tarifgemeinschaft
der Länder (TdL) ausgetreten ist
und Tarifverhandlungen in Hes-
sen kein Thema mehr sind, wird
die Stimmung bei den Landes-
beschäftigten immer schlechter.
Hinzu kommt noch, dass die Wo-
chenarbeitszeit der Beamten/-in-
nen auf bis zu 42 Stunden erhöht
wurde. Tarifbeschäftigte, die ent-
weder neu eingestellt werden oder
deren Arbeitsvertrag sich ändert,
müssen dies ebenfalls zwingend
akzeptieren. Die Arbeitszeiter-
höhung ohne Lohn-/Gehaltsaus-
gleich und die sonstigen Strei-
chungen bedeuten ein sattes Mi-
nus von 17 Prozent im Portemon-
naie des Arbeitnehmers.

Bedenkt man, dass im gleichen
Umfang Arbeitszeit erhöht wie
Stellen in der Landesverwaltung
gestrichen wurden, kann man sich
ausmalen, welche Lücken die Per-
sonalstreichungen hinterlassen
haben bzw. werden! Diese Perso-
nalreduzierung und viele zusätzli-
che Sonderaufgaben wie Landes-
aktions- und Kontrolltage belas-
ten die Beschäftigten umso mehr,
da jeder Einzelne dadurch deut-
lich mehr Tage zusätzlich Dienst
versieht. Hinzu kommen Großer-
eignisse wie die Fußballweltmeis-
terschaft, die Sicherheitskonfe-

Landesregierung zu zeigen. In ei-
nem solchen Stadium ist es für ei-
ne Gewerkschaft geboten, den
stillen Protest der Beschäftigten in
die Öffentlichkeit zu bringen. Nur
so kann man dieser Landesregie-
rung ihre verfehlte Personalpoli-
tik bewusst machen.

Rund 400 Polizeibeschäftigte,
die von einer kleinen Abordnung
anderer DGB-Gewerkschaften
unterstützt wurden, kamen nach
Baunatal, um Innenminister
Bouffier und Ministerpräsidenten
Roland Koch zu zeigen, dass ihre
verfehlte Personalpolitik keinen
Zuspruch bei den Beschäftigten
findet und man keine Lust auf
markige Lobeshymnen hat.

Erstaunt waren viele Gewerk-
schafter darüber, dass der Kasse-
ler Polizeipräsident ein Großauf-
gebot an Polizeikräften an der
Stadthalle in Baunatal eingesetzt
hatte, um gegen mögliche Aus-
schreitungen der „Krawallma-
cher“, wie Innenminister Bouffier
die demonstrierenden Gewerk-
schafter bezeichnete, gewappnet
zu sein. Auch die im Rathaus auf-
gestellte Videokamera überrasch-
te ob der Aufgeregtheiten im Vor-
feld der GdP-Demo niemanden
mehr.

Hauptredner in Baunatal war
GdP-Landesvorsitzender Jörg
Bruchmüller. Er machte deutlich,

LANDESJOURNAL

GdP-DEMO BEIM POLIZEIEMPFANG

GdP prangert verfehlte Personalpolitik an!
Innenminister bezeichnet Polizeigewerkschafter als Krawallmacher!

renz in München, der Bush-Be-
such oder der bevorstehende G-8-
Gipfel in Heiligendamm, die un-
zählige Einsatzstunden bedeuten
und den Überstundenberg im-
mens anwachsen lassen.

Aber auch die normale Alltags-
arbeit auf den Heimatdienststel-
len belastet die Polizeibeschäftig-
ten immer mehr. Neue Krimina-
litätsformen, wie die Computer-
und Betrugskriminalität, Aufmär-
sche von rechten und linken
Gruppierungen und viele Präven-
tionsprojekte, die mit Leben ge-
füllt werden müssen, zehren an
den Kräften der Beschäftigten.
Gleichzeitig sind auf den Revie-
ren, Stationen und Kommissaria-
ten immer weniger Polizeibe-
schäftigte vorhanden.

Dass die Polizeibeschäftigten
bereit sind, die Einsatzlagen wie
die Fußballweltmeisterschaft, zu
bewältigen, ist selbstverständlich.
Aber die dadurch entstehenden
abertausenden Überstunden müs-
sen den Beschäftigten finanziell
vergütet werden, da der Freizeit-
ausgleich fast unmöglich gewor-
den ist. Zusätzliche Haushaltsmit-
tel müssen also bereitgestellt wer-
den.

Unter den o. g. Rahmenbedin-
gungen ist den Polizeibeschäf-
tigten die Lust auf wohlklingende
Worte beim Polizeiempfang ver-
gangen. Immer mehr Kollegen/
-innen wollen dem Empfang fern-
bleiben,um so ihren Protest gegen
die verfehlte Personalpolitik der

Fortsetzung auf Seite 4

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
Hunderte von Euch werden heute beim traditionellen Polizei-

empfang der hessischen Landesregierung gegen die Politik des
Ministerpräsidenten Roland Koch und seines Innenministers
Volker Bouffier demonstrieren: Eine Politik, die die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes des Landes Hessen aus der bewährten
Tarifgemeinschaft der Länder geführt hat, eine Politik, die den
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes den neu geschlossenen Ta-
rifvertrag der Länder vorenthält und eine Politik, die den Be-
schäftigten nur Einmalzahlungen anbietet, die eher an Almosen
erinnern als an angemessene Gehaltszuwächse. (…)

Vor allem aber stehen wir mit Euch Schulter an Schulter für die
schnelle Rückkehr Hessens in die Tarifgemeinschaft und die
Übertragung des Tarifvertrages der Länder auf die Beamtinnen
und Beamten. Es muss Schluss sein mit dem falschen Weg, der
Polizistinnen und Polizisten in Hessen seit Jahren von der Ein-
kommensentwicklung abschneidet.

Solidaritätsadresse des GdP-Bundesvorstandes an die demons-
trierenden Kolleginnen und Kollegen im hessischen Baunatal

Landesvorsitzender Jörg Bruch-
müller während seiner kämpferi-
schen Rede.

Interessierte Teilnehmer

Michael Messer aus Westhessen
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dass die GdP in ihrer fast 60-jähri-
gen Geschichte sich immer dann
in der Öffentlichkeit kritisch ge-
äußert hat,wenn dies geboten war.

Von den Polizeibeschäftigten
wird immer mehr abverlangt;
Überstunden sind an der Tages-
ordnung und die dadurch beste-
henden Belastungen in den Fami-
lien lassen immer mehr „Schutz-
manns-Ehen“ zerbrechen.

Die Landtagswahlen sind nicht
mehr allzu weit – man spürt es
nicht nur bei diesem Polizeiemp-
fang,sondern schon seit den letzten
Wochen und Monaten. Da werden
im Lande Hessen, so auch jüngst in
Kassel, neue Streifenwagen auf
Marktplätzen mit mächtigem
Show- und Medienrummel präsen-
tiert und man suggeriert den Bür-
gerinnen und Bürgern,bei der Poli-
zei sei alles bestens. Bei unserer
Personalknappheit ist es schon ein
starkes Stück, nach meiner Auffas-
sung auch ein Missbrauch, wenn
Polizisten während ihrer Dienst-
zeit Streifenwagen zu Medien-
schauplätzen fahren, dort für
Wahlkampfzwecke Parade stehen

und anschließend die Streifenwa-
gen wieder zurückbringen. In die-
ser Zeit hätten unsere Kolleginnen
und Kollegen sicherlich besseres zu
tun, nämlich Dienstleistung am
Bürger,anstatt für die Parteipolitik
zu repräsentieren, stellte Bruch-
müller unter tosendem Beifall der
Gewerkschafter fest.

Die Krönung ist allerdings,
wenn man das bloße Tagesge-
schäft, die Ersatzbeschaffung von
Autos und Computern, weil sie
eben in die Jahre gekommen sind,
als zusätzliche finanzielle Leistung
und als etwas Besonderes dar-
stellt. Offensichtlich glauben un-

sere Politiker, wir könnten keine
Haushaltspläne lesen. Jedes Jahr
werden dem Personalhaushalt ca.
30 bis 40 Millionen Euro entzogen
und teilweise dem Sachhaushalt
zugeführt, damit unser Fuhrpark
nicht veraltet.

Also kein zusätzliches Geld für
Technik, sondern Technik statt
Personal heißt die relativ flache
Formel. Auch im Polizeihaushalt
2007 wird gleich einmal eine 3,1-
Mio.-Euro-Rate abgezogen für
gepumptes Geld von Dienstfahr-
zeugen  aus dem Topf der Zu-
kunftsoffensive Hessen.

Durch die „Operation sichere
Zukunft“ würden und werden
rund 1000 Stellen bei der Polizei
wegfallen.Viele Stellen sind unter-
wertig besetzt.Die Folge ist uns al-
len bekannt: zwei Millionen Über-
stunden, Arbeitsverdichtung, De-
motivation,schlechtes Betriebskli-
ma und keine Zeit mehr für unsere
Bürger, d. h. längere Wartezeiten
bei der Verkehrsunfallaufnahme
und bei der Anzeigenerstattung.

Die Bürgerinnen und Bürger
dieses Landes haben einen An-
spruch auf ausreichend Sicherheit,
und dies kann nur durch eine pro-

fessionelle und gut ausgebildete
Polizei funktionieren.

Wann werden einige Politiker
begreifen, dass innere Sicherheit
genauso wie Bildung keine billige
Ware ist, die man betriebswirt-
schaftlichen Maßstäben rigoros
unterwirft. Wir haben durchaus
verstanden, dass die öffentliche
Haushaltslage nicht zum Besten
bestellt ist. Auch wir haben unse-
ren Beitrag zur Sanierung der öf-
fentlichen Haushalte seit Jahren
geleistet, vielleicht mehr als viele
andere.

Statt einer leistungsgerechten
Anhebung in der Besoldung wur-
de unseren Beamtinnen und Be-
amten ein beschämendes Almo-
sen einer Einmalzahlung in Höhe
von 250 Euro verordnet.

„Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir wollen keine Politik,
durch die Beamte gegen Tarifbe-
schäftigte auf diese schäbige Art
und Weise ausgespielt werden“,
forderte Jörg Bruchmüller. Wir
wollen faire Verhandlungen für
gerechte Arbeitsbedingungen und
gerechten Lohn und gerechtes
Gehalt. Wir wollen endlich einen
Stellenplan, der zukunftsorien-
tiert ist und einer leistungsgerech-
ten und modernen Struktur mit
entsprechenden Stellenplanober-
grenzen gerecht wird. Wir wollen
ausreichend qualifiziertes Perso-
nal und keine Laientruppe für sie-
ben Euro. Nicht mehr und nicht
weniger! 

Jörg Bruchmüller fordert 
die Polizistinnen und Polizisten
auf: „Sprecht mit den Bürgerin-
nen und Bürgern. Sprecht mit den
Politikerinnen und Politikern,
denn Wahltag ist Zahltag!“

LANDESJOURNAL
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Jetzt erst recht
Was hat Landespolizeipräsident Norbert Nedela eigentlich für

ein Bild von den nordhessischen Polizisten? Diese Frage muss man
sich stellen, wenn man seine Ansprache an die Mitarbeiter liest. Er
schreibt, dass das Ansehen der Polizei Schaden nimmt, wenn
Polizisten eine Veranstaltung vor ihren eigenen Kollegen schützen
müssen.Nedela geht offenbar davon aus,dass Polizisten,die sich zur
Teilnahme an der heutigen Demo entschieden haben, auf ihre Kol-
legen losgehen. Das kann niemand ernsthaft glauben.

Es ist legitim, darüber zu streiten, ob eine Ehrung für die Arbeit
der Polizei als Anlass für eine Demonstration der Polizeigewerk-
schaft genommen werden soll.Natürlich ist es für Ministerpräsident
Roland Koch und Innenminister Volker Bouffier angenehmer, bei
einer Veranstaltung aufzutreten, bei der es nur schöne Worte und
keinen Protest gibt. Die Realität sieht aber anders aus.

Der Landespolizeipräsident und damit auch die Landesregie-
rung haben sich mit dem Schreiben einen Bärendienst erwiesen.Es
ist davon auszugehen, dass jene Polizisten, die sich bislang noch
nicht sicher waren, ob sie heute auch demonstrieren, jetzt erst recht
auf die Straße gehen.

Und noch etwas:Das Gros der Bürger wird dafür Verständnis ha-
ben.Wir brauchen und wollen eine selbstbewusste Polizei. Und die
braucht keine Ermahnung, auf ihre demokratischen Grundrechte
zu verzichten.

Ulrike Pflüger-Scherb über den Brief des Landespolizeipräsi-
denten, HNA 13. Februar 2007

Reges Interesse

Großes Medieninteresse: Jörg
Bruchmüller steht „Radio FFH“
Rede und Antwort.

Forderungen der Bereitschaftspolizei.
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Mitte Januar fand an der Poli-
zeischule die erste von drei In-
formationsveranstaltungen der
hessischen GdP zum Thema
„Der neue TVöD/TV-L und die
Auswirkungen auf die Beschäf-
tigten“ statt. Die weiteren Tarif-
veranstaltungen waren in Kassel
und Gießen. Neben zahlreichen
Tarifbeschäftigten war auch eine
große Zahl interessierter Beam-
te gekommen.

Warum es eine Informations-
veranstaltung zum neuen Tarif-

vertragswerk gab, obwohl für
die Landesverwaltung weiterhin
der BAT gilt, fragten sich viele.
Eine Vielzahl von GdP-Mitglie-
dern ist in kommunalen Berei-
chen beschäftigt, die bereits
nach dem neuen Tarifwerk ein-
gruppiert sind. Gleichwohl zeig-
te sich, dass der Informationsbe-
darf groß ist,zumal davon auszu-
gehen ist, dass über kurz oder
lang der TVöD/TV-L auch im
Landesbereich Anwendung fin-
den wird. Dies ist ebenfalls eine
zentrale Forderung der hessi-
schen ÖD-Gewerkschaften.

Ein weiterer Aspekt der In-
formationsveranstaltung ist es,
den Beschäftigten aufzuzeigen,
welche Auswirkungen die Nicht-
anwendung des TVöD/TV-L für
die Beschäftigten hat. Von Sta-

tus quo kann keine Rede mehr
sein. Im Vergleich zu den ande-
ren Bundesländern,die das neue
Tarifwerk eingeführt haben, ver-
lieren die hessischen Tarifbe-
schäftigten des Landes Monat
für Monat bares Geld.

Die Informationsveranstal-
tungen wurden vom Landesvor-
sitzenden Jörg Bruchmüller mit
einem tarifpolitischen Situati-
onsbericht eröffnet.

Im Anschluss daran referierte
Erika Büttner, die Tarifvertrete-
rin im GdP-Landesvorstand.
Zunächst gab sie einen kurzen
Rückblick über die Vorgeschich-
te und warum der TVöD über-
haupt erarbeitet wurde.

Den Großteil ihrer Aus-
führungen behandelte die Ge-
genüberstellung der beiden
Tarifvertragswerke und verglich
inhaltlich TVöD und BAT mit-
einander.

Was sich auf den ersten Blick
„trocken“ anhört, kann auch in-
teressant sein. Dass, wenn der
TVöD/TV-L im Landesbereich
Anwendung finden sollte, wird
es bei der Entlohnung keine Le-
bensaltersstufen mehr geben.

Ebenso wird man vergeblich die
Trennung zwischen Arbeitern
und Angestellten suchen. Es
wird dann nur noch Beschäftigte
geben. Ein weiterer wichtiger

Baustein des neuen Tarifver-
tragswerkes ist die Zusammen-
fassung der Vergütungsgruppen,
Ortszuschläge und allgemeine
Zulagen zu Entgeltgruppen.
Ebenso gibt es dann keinen Be-
währungsaufstieg mehr.

Erika Büttner erläuterte, dass
der TVöD, der für Kommunen
und den Bund gilt, den Rahmen
für den TV-L, darstellt. So
wurde eine allseits bekannte
„Schwachstelle“ des BAT, die
Haftungsfrage im neuen TV-L
zugunsten der Beschäftigten ge-
regelt.

Leider kann man nicht mehr
von einem einheitlichen Tarif-
vertrag sprechen. Jedes Bundes-
land hat mittlerweile eine eigene
Wochenarbeitszeit und auch die
Bezahlung ist, wie schon im
BAT, nicht überall miteinander
vergleichbar.

Wie ein zukünftiger Tarif-
vertrag für Hessen ausse-
hen soll, darüber besteht
Einigkeit: der Tarifvertrag
muss an den TV-L ange-

lehnt werden.

Die Frage nach Einmalzah-
lungen und prozentualen Tarif-
erhöhungen bedarf dann der in-
tensiven Verhandlung mit dem
Land Hessen. Für die Gewerk-
schaften steht eines bereits jetzt
schon fest: Eine Schlechterstel-
lung darf es nicht geben.

Nach dem Vortrag von Erika
Büttner war bei den insgesamt
weit über 200 Teilnehmern riesi-
ger Diskussionsbedarf. Da viele
Fragen derart in die Tiefe gin-
gen, konnten diese nicht im ge-
botenen Umfang beantwortet
werden.Es wäre dann zum Fach-
dialog zwischen Tarifexperten
gekommen, den viele der Anwe-
senden letztendlich mehr ver-
wirrt als informiert hätte.

Dass solche Veranstaltungen
fortgeführt werden müssen, ver-
steht sich von selbst, damit auch
detaillierte Fragen umfassend
beantwortet werden.

GdP Hessen
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Reges Interesse fanden die Tarifveranstaltungen bei den GdP-Mitglie-
dern. Weit über 200 Teilnehmer besuchten die Veranstaltungen in
Gießen, Kassel und Wiesbaden.

Landesvorsitzender Jörg Bruchmül-
ler eröffnete die Info-Veranstaltun-
gen und gab einen aktuellen ge-
werkschaftspolitischen Bericht ab.

Die stellvertretende Landesvorsit-
zende Erika Büttner referierte über
den neuen TVöD/TV-L.

Info-Veranstaltungen zum TVöD/TV-L
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„Wir haben viel erreicht.
Doch noch immer mangelt es in
unserer sozialstaatlich verfass-
ten Demokratie an sozialer Ge-
rechtigkeit. Sie ist Grundvoraus-
setzung für ein Leben in Würde.
Und ohne die Würde des einzel-
nen Menschen gibt es keine freie
Gesellschaft“. Mit diesen Wor-
ten umriss Konrad Freiberg,
Bundesvorsitzender der Ge-
werkschaft der Polizei und
Hauptredner beim Neujahrs-
empfang 2007 der DGB-Region
Frankfurt-Rhein-Main, die
Wichtigkeit von Gewerkschaf-
ten in heutiger Zeit als Garanten
sozialer Gerechtigkeit. „Ein
Staat, der sich nicht durch Ge-
rechtigkeit definiert, ist nichts
anderes als eine Räuberbande“,
zitierte er Papst Benedikt XII.
Hier habe er die Gewerkschaf-
ten auf seiner Seite. Sie stünden
mit der Forderung nach sozialer
Gerechtigkeit nicht alleine auf
weiter Flur, wie eine Studie der
Uni Frankfurt ergeben habe.
Achtzig Prozent der Bevölke-
rung teilten die Wahrnehmung,
dass die soziale Gerechtigkeit in
jüngster Zeit abgenommen ha-
be. Sie seien der Ansicht, dass
die Einkommensunterschiede in
Deutschland zu groß seien.
Menschen müssten bekommen,

was sie zum Leben brauchen –
„auch wenn es Umverteilung
bedeutet“.

Konrad Freiberg rechnete in
seiner Rede mit der verfehlten
Politik der vergangenen Jahre
ab. Die Menschen hätten kein
Vertrauen mehr in die Politik,
weil sie zu viele Probleme zu
lange ausgesessen habe. Er
machte zwar deutlich, dass die
Bundesrepublik in den vergan-
genen Jahren in einer Krise ge-
steckt habe, etwa durch wirt-
schaftliche Stagnation, Arbeits-
losigkeit, Probleme bei der Fi-
nanzierung der sozialen Siche-
rungssysteme, verhehlte aber
auch nicht die verschlechterte
Situation der Beschäftigten. Ins-
besondere bei den Arbeitsbe-
dingungen seien eine zuneh-
mende Leistungsverdichtung,

ein erhöhter Wettbewerbsdruck,
längere Arbeitszeiten und die
Zunahme von Mehrarbeit fest-
stellbar. Mit 2448 Euro im Mo-
nat verdiene ein durchschnittli-
cher Vollzeit-Beschäftigter heu-
te, inflationsbereinigt, weniger
als im Jahr 1998.Seit der Wieder-
vereinigung sei das Realein-
kommen um mehr als fünf Pro-
zent gesunken. Weitere Abstri-
che bei Renten und Pensionen,
höhere Kosten für die Gesund-
heitsvorsorge, die Erhöhung der
Mehrwertsteuer oder die Strei-
chung traditionell arbeitneh-
merfreundlicher Regelungen
wie etwa die Entfernungspau-
schale kämen hinzu. Benzin,
Energie und Essen werde teu-
rer. Mittlerweile könnten man-
che Menschen mit ihrem Ein-
kommen nicht mehr auskom-
men.

Im Gegensatz dazu, so pran-
gerte Freiberg an, hätten sich in
den vergangenen acht Jahren die
Einkommen der Vorstände in
den 30 größten deutschen Un-
ternehmen verdoppelt. Sie lägen
im Schnitt bei 200 000 Euro pro
Monat. Deutsche-Bank-Chef
Josef Ackermann verdiene nach
eigenen Angaben 1,5 Millionen
Euro im Monat. „Damit kann
man 600 Polizisten/-innen be-
zahlen. Soviel Leistung kann der
gar nicht bringen“, stellte Kon-
rad Freiberg unter dem Beifall
der Anwesenden fest. Die Kon-
zerngewinne stiegen, die Rei-
chen würden immer reicher.
„Auf die vermögendsten zehn
Prozent aller Haushalte entfal-
len rund 47 Prozent des gesam-

ten privaten Nettovermögens in
der BRD“, so der aktuelle Ar-
muts- und Reichtumsbericht der
Bundesregierung. Das US-Ma-
gazin Forbes spreche von 55 Mil-
liardären in Deutschland. Allei-
ne die zehn Reichsten verfügten
über 100 Milliarden US-Dollar.

Während dem reichsten
Zehntel der Bevölkerung fast
die Hälfte des Vermögens gehö-
re, entfielen auf die unteren 50
Prozent der Haushalte gerade
noch rund vier Prozent. Dazu
der Armutsbericht der Bundes-
regierung: „Festzustellen ist ein
Trend zunehmender (…) Un-
gleichheit, die vor allem auf die
Zunahme der Teilzeitbeschäfti-
gung geringen Umfangs zurück-
geführt werden kann. Dieser
Trend bleibt in abgeschwächter
Form allerdings auch bestehen,
wenn nur Vollzeitentgelte be-
trachtet werden“.

Das Armutsrisiko werde im-
mer größer, immer mehr Men-
schen müssten von weniger als
60 Prozent des durchschnittli-
chen Haushaltseinkommens pro
Monat leben, also von weniger
als 938 Euro. Das größte Ar-
mutsrisiko trügen Kinder und
junge Menschen unter 18 Jah-
ren. Sie stellten mit über einer
Million die größte Gruppe von
Sozialhilfebeziehern.

Die Gewerkschaft der Polizei
ist nach Freibergs Ansicht eine
Art Seismograph, der schon län-
ger das Auseinanderdriften der
Gesellschaft bemerkt habe.
„Hoffnungslosigkeit und soziale
Verwahrlosung sind immer häu-
figer anzutreffen. Gewalt und
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Am Promitisch beim Neujahrsempfang 2007 des DGB, Region Frankfurt-
Rhein-Main, v. l., Konrad Freiberg (GdP-Vorsitzender), Dr. Raban Tilman
(katholischer Stadtdekan), Andrea Ypsilanti (SPD-Spitzenkandidatin für
die Landtagswahl 2008), Stefan Körzell (DGB-Vorsitzender Hessen-
Thüringen) und Franz Frey (SPD-Kandidat für die OB-Wahl in Frankfurt).

Mehr als voll besetzt war das DGB-Haus beim Neujahrsempfang, am linken Tisch vorne Sibylle Perrot, PR-Vorsit-
zende beim PP Frankfurt, und Jörg Bruchmüller, GdP-Landesvorsitzender. Fotos: NW

Es mangelt an sozialer Gerechtigkeit
GdP-Bundesvorsitzender Konrad Freiberg, Hauptredner beim Neujahrsempfang der DGB-Region Frankfurt-Rhein-Main
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Alkoholismus prägen vor allem
in Großstädten ganze Stadttei-
le“. Das Problem der Integrati-
on ausländischer Mitbürger dür-
fe nicht außer Acht gelassen
werden. Der Deliktsbereich ge-
fährliche und schwere Körper-
verletzung habe in den vergan-
genen zehn Jahren um 45 Pro-
zent zugenommen. Besonders
alarmierend sei, dass die Hälfte
dieser Gewalttäter und auch der
Opfer junge Menschen seien.
Die Auflösung sozialer Struktu-
ren sei ein deutliches Signal für
eine gesellschaftliche Fehlent-
wicklung.

Konrad Freiberg ging auf den
zunehmenden Rechtsextremis-
mus und rechtsradikale Gewalt
ein, auf die Perspektivlosigkeit
von Menschen, vor allem in
ländlichen Gebieten Ost-
deutschlands. Dort habe die
Rechte mittlerweile auch wieder
eine parlamentarische Stimme.
Parteien wie SPD und CDU sei-
en dort in weiten Bereichen

nicht existent. Die Bekämpfung
des Rechtsextremismus sei ein
Problem aller Menschen. Das
gehe nicht nur mit Parteitagsbe-
schlüssen. Den islamistischen
Terrorismus, auch in Deutsch-
land,bezeichnete er als die größ-
te sicherheitspolitische Heraus-
forderung. Mit polizeilichen und
militärischen Mitteln könne der
nicht besiegt werden. Das gehe
nur mit einer geistig-politischen
Auseinandersetzung mit seinen
Ursachen.

Um Anschläge zu verhindern,
würden Augen und Ohren auf
den Straßen und in den Hinter-
höfen benötigt. Die Polizeiprä-
senz müsse erhöht und der Per-
sonalabbau gestoppt werden.
Die Polizei habe gute Arbeit ge-
leistet. Man solle sie arbeiten
lassen und nicht weiter Personal
abbauen – und schon gar nicht
ersetzen durch freiwillige Poli-
zeihelfer wie in Hessen, forderte
er unter dem Beifall der Versam-
melten. Das Kostenargument

könne nicht gelten. Nicht alle
staatlichen Leistungen ließen
sich an Effizienzkriterien mes-
sen, wisse die Polizei. Prävention
entziehe sich einer klassischen
Kosten-Nutzen-Rechnung. Poli-
zeiliche Dienstleistung dürfe
man nicht als reine Kostengröße
sehen. „Ist die Politik in ihren
Abläufen effizient“, fragte er?
Die Haushaltsmisere sei keine
Frage der Personalkosten. Seit
1990 seien im öffentlichen
Dienst 1,4 Millionen Arbeits-
plätze abgebaut, die Arbeitszeit
erhöht und die Einkommen
gekürzt worden.

Den Gewerkschaften riet er,
einem Ratschlag des Soziologen
Prof. Oskar Negt zu folgen: „Da
die neoliberale betriebswirt-
schaftlich orientierte Effizienz-
Argumentation alle Bereiche
der Gesellschaft erfasst, müssen
die Gewerkschaften ihre Hand-
lungsfelder ausdehnen und ihr
Mandat über die Verteidigung
reiner Arbeitsplatzinteressen

hinaus erweitern“. Damit schlug
Freiberg den Bogen zum Anfang
seiner Rede. „Die Bestimmung
einer sozialstaatlich verfassten
Demokratie ist es, ein soziales
Netz für alle Mitglieder der Ge-
sellschaft zu garantieren, einen
gerechten sozialen Ausgleich
zwischen den gesellschaftlichen
Gruppen herzustellen, für glei-
che Chancen zur Teilnahme und
Teilhabe am ökonomischen und
gesellschaftlichen Leben zu sor-
gen. Diesen Prozess des Aus-
gleichs von Interessen im Sinne
der Arbeitnehmer/-innen und
aller, die Arbeit suchen, mitzu-
gestalten, ist Aufgabe der Ge-
werkschaften. Und dafür wer-
den wir dringend gebraucht“!

Seinen Vortrag schloss er mit
einem Mut machenden Zitat
von Mahatma Gandhi: „Erst ig-
norieren sie dich, dann machen
sie sich über dich lustig, dann
kämpfen sie gegen dich und
dann siegst du“.

Norbert Weinbach
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BEPO MÜHLHEIM

Langjährige Mitglieder geehrt
Vorsitzender Stefan Ritter

begrüßte beim traditionellen Se-
niorentreffen am 9. November
des vergangenen Jahres zahlrei-
che Senioren der Kreisgruppe
und als Ehrengäste den Abtei-

lungsleiter der III. BPA, PD
Hans Knapp, sowie den Perso-
nalratsvorsitzenden Roland
Kramer.

Zu Beginn der Veranstaltung
berichteten der Leiter der III.

BPA und der
Personalrats-
vorsitzende
in ihren
Grußworten
über perso-
nelle und or-
ganisatori-
sche Verän-
derungen in
der Dienst-
stelle und der
Behörde.

Anschlie-
ßend gab der
Vorsitzende
der Kreis-
gruppe Ste-
fan Ritter ei-
nen Rück-
blick über die

Einsatz-
schwerpunk-
te und die
Kreisgrup-
penarbeit des
vergangenen
Jahres.

Detlef Ot-
to erläuterte
die  gewerk-
schaftspoliti-
sche Situati-
on in Hessen,
die alles an-
dere als er-
freulich ist.
Der stellver-
tretende
Landesseniorenvorsitzende,
Gerhard Lehmann, informierte
über die letzten Aktivitäten des
Landesseniorenvorstandes.

Die Ehrung langjähriger Mit-
glieder nahm indes auch einen
breiten Raum ein. Gemeinsam
ehrten Stefan Ritter und  Detlef
Otto für 50-jährige Mitglied-

schaft die Kollegen Herbert
Hoffmann und Wolf-Dieter
Gossing. Beide hatten in ihren
aktiven Dienstzeiten leitende
Funktionen inne und sind ihrer
Gewerkschaft bis heute treu ge-
blieben.

Detlef Otto
Mühlheim

Wolf Dieter Gossing und BZG-Vorsitzender Detlef Otto

Kreisgruppenvorsitzender Stefan Ritter überreicht Her-
bert Hoffmann (rechts) die Ehrennadel zum Gewerk-
schaftsjubiläum.
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Am 2. 1. 1967 fuhren 93 junge
Männer, darunter 83 männliche
Jugendliche der Jahrgänge 1949
und 1950, nach Wiesbaden. Erst-
malig wurden so junge Men-
schen, die Polizeibeamte werden
wollten, in die Hessische Bereit-
schaftspolizei einberufen. Hin-
ter ihrem noch schmalen
Rücken wurden sie auch als
„Baby-PAL“ bezeichnet.

Die erste Bekanntschaft mit
unserer Landeshauptstadt und
künftigem Ausbildungsort war
der Hauptbahnhof. Hier wurden
wir mit Gruppenwagen der Be-
reitschaftspolizei abgeholt und

in die Mudra-Kaserne gefahren.
Aus der Sicht eines Nordhessen
war alles neu und anders als bei
Muttern zu Hause. Die Ahle
Worscht, die gute Luft und der
gewohnte Slang fehlten. Statt-
dessen gab es Mehrbettzimmer,
Drill und gewöhnungsbedürfti-
ges Essen, dieses allerdings war
an Tagen von Aufnahmeprüfun-
gen erstaunlicherweise gut. Wir
lebten uns ein und erlitten auf
dem Sport- und Drillplatz trotz
Dyckerhoff nicht die befürchte-
te Zementstaublunge.

Gerade mal das Grundjahr
hinter uns gebracht, wurden wir

mit einer bis dahin nicht gekann-
ten polizeilichen Wirklichkeit
konfrontiert. In Uniform,
Schirmmütze und Regenmantel
ging’s plötzlich zu Demonstra-
tionen nach Frankfurt. Wir
schützten uns wie Penner mit
Zeitungen gegen die Kälte. Die
GdP sorgte für heißen Tee.Viele
geplante Heimfahrten mussten
ausfallen und sei es, weil man
den von Farbbeutelresten im
Einsatz verschmutzten geriffel-
ten Regenmantel nicht rechtzei-
tig zum Appell vollständig sau-
berbekommen hatte. Die Stu-
benappelle waren reine Lotte-
riespiele. So mussten wir uns
schon nach kurzer Dienstzeit an
einen realistischen Polizeidienst
gewöhnen. Aber, alles in allem
betrachtet, hat uns die damalige
Art der Ausbildung nicht unbe-
dingt geschadet. Was wir damals
auch noch nicht wussten: RAF
und Co. sowie Startbahn stan-
den uns noch bevor.

Leider haben nicht alle von
uns die 40 Jahre Polizeidienst
gut überstanden. Kündigungen,
Krankheiten und Todesfälle
senkten die Zahl der Aktiven
auf derzeit 42. Auf Einladung
von Gerhard Hoyer trafen wir

uns – fast auf den Tag genau – am
19. Januar 2007 zu einer zünfti-
gen 40-Jahre-Feier. Ein Button
(Passbild aus 1967 mit Vor- und
Zuname) war die Eintrittsbe-
rechtigung. Leider waren einige
verhindert oder haben sich erst
gar nicht gemeldet.

In einem schön dekorierten,
großen Raum lachten uns Appe-
tithäppchen geradezu an und
verlangten nach Verzehr. Tags
zuvor wütete Orkan Kyrill über
Deutschland. Hartmut Kiesser,
der mit der DB aus seinem
Dienstort Magdeburg anreiste,
hatte auch unter den Folgen zu
leiden.

Bei „einem“ Bierchen wurde
geschnuddelt  und geschnuddelt
– nur unterbrochen durch ein
gutes warmes Essen. Wie schon
das letzte Mal, brachte Erich
Wagner eigenen PAL 59e Spät-
burgunder mit. Erich, eine schö-
ne Geste! 

Am frühen Morgen des 20.
ging’s in alte Zimmer und Bet-
ten. Die Schlafräume hatten uns
nun auch tatsächlich wieder 40
Jahre zurückversetzt und somit
war die Zeitreise komplett ge-
lungen.

Erich Nothacker
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JUBILÄUM

EHRUNGEN

ES VERSTARBEN

V. l.: Erich Nothacker, Michael Messer, Wilfried Apel, Helmut Bollerhey,
Manfred Holzapfel, Lothar Birke, Reinhold Haag, Hans-Georg Rüffer, Erich
Wagner, Karl-Heinz Zimmer, Wilfried Palcei, Hans-Dieter Tatulinski,
Detlev Sommerfeldt, Rainer Wolf, Lothar Henke, Dieter Knöbel, Jürgen
Genge, Günter Vogl, Helmut Döring, Friedrich Kniest, Dieter Hofmann und
Gerhard Hoyer

PAL 59e feierte 40-jähriges in der Mudra

25-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Thomas Quantz
Kreisgruppe HBP Mühlheim
Hans-Jörg Hofmann
Bernhard Stenzel
Josef Dietl
Kreisgruppe PASt Wiesbaden
Hans Jürgen Ohlwein
Manfred Nemeth
Siegfried Harle
Wolfgang Kaiser
Karl-Heinz Wolf
Uwe Müller
Wolfgang Grauel
Hans Joachim Bock
Hans-Rainer Straetz
Jörg Gauck

Roland Endler
Siglinde Jahnke
Willy Rieb
Kreisgruppe Kassel
Hans-Peter Saurwein
Elmar Klapproth
Bezirksgruppe Frankfurt a. M.
Jürgen Eckert
Harald Mattke
Paul Schiolko
Kreisgruppe HBP Lich
Hans Günther Paul
Reinhardt Wufka
Kreisgruppe Darmstadt 

40-jähriges
Gewerkschaftsjubiläum

Jürgen Kasper
Kreisgruppe HBP Mühlheim
Dieter Gaidies

Walter Krämer
Ruth Heinrich
Heinz-Jürgen Pientka
Bezirksgruppe
Frankfurt a. M.
Anni Dörmeier
Kreisgruppe Kassel

Konrad Weber
Kreisgruppe
Marburg-Biedenkopf
Hans-Werner Gerlach
Kreisgruppe
Gießen-Wetzlar

Wir werden den Verstorbenen ein ehrendes Andenken bewahren.

Helmut Ruhl
Kreisgruppe Büdingen
Edwin Großmann
Eduard Zuckrigl
Hartmut Birx

Manfred Simons
Egon Kugelstadt
Werner Scheid
Hans Ringeisen
Kreisgruppe PASt Wiesbaden


